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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Grundschulen

Eine Motion Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU) wollte den Bund verpflichten, sich bei den
Kantonen für flächendeckenden Förderunterricht bei Kindern mit
Migrationshintergrund einzusetzen und diesen entsprechend mitzufinanzieren. Der
Nationalrat lehnte diesen Vorstoss diskussionslos ab. 1

MOTION
DATUM: 19.03.2008
ANDREA MOSIMANN

Die beiden Räte führten im Berichtsjahr ihren verfassungsrechtlich begründeten Streit
über die Regelung des Sportunterrichts auf der Grundschulstufe im Rahmen des
Sportförderungsgesetzes fort. Beide Räte beharrten dabei auf ihren bereits 2010
eingenommenen Positionen, der Nationalrat auf der Vorschrift einer Mindestzahl von
drei Sportlektionen (abgeleitet von der Bundeskompetenz gemäss Art. 68 BV). Der
Ständerat stellte sich, abgeleitet von einer kantonalen Kompetenz gemäss Art. 62 BV,
dagegen. Damit gelangte das Geschäft im Sommer in die Einigungskonferenz, die den
rivalisierenden Kammern empfahl, die Version des Nationalrats zu übernehmen. Dieser
stimmten schliesslich beide Räte zu. In der Schlussabstimmung nahm der Ständerat die
Vorlage einstimmig (sechs Enthaltungen), der Nationalrat mit sechs Gegenstimmen aus
dem bürgerlichen Lager an. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.06.2011
SUZANNE SCHÄR

In einem Bundesgerichtsurteil zur Kostenbeteiligung der Eltern an Skilagern und
Schulexkursionen vom Dezember 2017 hiess das BGer die Beschwerde gegen
Änderungen des Volksschulgesetzes im Kanton Thurgau gut. Dort hatten der Grosse Rat
und der Regierungsrat 2015 beschlossen, dass unter anderem für obligatorische
Exkursionen und Lager Beiträge der Eltern erhoben werden können. Diese Beschlüsse
müssen laut Bundesgericht nun aufgehoben werden, da die Eltern für obligatorische
Lager und Exkursionen nur das bezahlen sollen, was sie zu Hause einsparen. Also
beispielsweise Beiträge für die Mahlzeiten, die das Kind im Skilager einnimmt. Laut
Bundesgericht liegen diese Beiträge zwischen 10 und 16 Franken pro Tag und damit
deutlich tiefer als das, was in vielen Kantonen für ein Skilager veranschlagt würde. Damit
soll der kostenlose Grundschulunterricht weiterhin gewährleistet sein.
Einige Medien sahen durch dieses BGer-Urteil die Durchführung der Skilager, die pro
Kind und Woche mehrere Hundert Schweizerfranken kosten könnten, in genereller
Gefahr. Sie wiesen aber auch darauf hin, dass es beispielsweise im Kanton St. Gallen
bereits jetzt so sei, dass es oft ein alternatives Angebot zum (freiwilligen) Skilager gäbe,
dies sei aber Sache der einzelnen Schulen. Zudem könnten Familien, die sich das
Skilager nicht leisten könnten, ihre Kinder aber trotzdem hinschicken möchten, um
eine finanzielle Unterstützung bitten. Nicht nur der Kanton Thurgau, auch viele andere
Kantone und ihre Gemeinden müssten nun aber über die Bücher und analysieren, wie
sie alternative Finanzierungsquellen für Lager und Exkursionen finden könnten. Denn
die Medien waren sich einig, dass die Skilager ein wichtiges soziales Ereignis für die
Kinder darstellten und weitergeführt werden sollten. 3

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 04.12.2017
BERNADETTE FLÜCKIGER

Ausgangspunkt einer hitzigen medialen Diskussion um die frühkindliche Förderung war
ein Artikel von SVP-Bildungspolitikerin Verena Herzog (svp, TG) in der SVP-Zeitung
«Klartext», in welcher sie argumentierte, dass «eine verfehlte Zuwanderungspolitik
durch staatlich verordnete Krippenerziehung wettgemacht werden» solle. Stein des
Anstosses war dann ihre Aussage, in welcher sie Kinder in Krippen mit Verdingkindern
verglich, die zwecks besserer Erziehung weggegeben wurden. Der Staat solle sich
hierbei in grösserer Zurückhaltung üben – damals wie heute, so Herzog. 
Vertreter und Vertreterinnen von Betreuungsorganisationen sowie vom Verein
Fremdplatziert kritisierten den Vergleich vehement.
Die Aussage Herzogs liess sich in den Kontext der Debatten in Bundesbern über die
frühkindliche Förderung einordnen. So wurde entschieden, dass neue Kita-Plätze
weiterhin subventioniert werden und dass steuerpolitisch jene Eltern finanziell
entlastet werden, die ihren Nachwuchs fremdbetreuen lassen (BRG 18.050). Herzog
störte sich auch an den Bestrebungen, die Frühförderung der null- bis vierjährigen

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.07.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Kinder auszubauen. In der zuständigen Bildungskommission hätte ihr niemand
beantworten können, was mit jenen Eltern passiere, die ihre Kinder nicht in die
Frühförderung schicken wollten. Der Kindergartenbesuch sei auch freiwillig gewesen
und dann obligatorisch geworden. Dasselbe wäre für die Frühförderung fatal, so
Herzog. 
Praktisch zur selben Zeit berichteten die deutschsprachigen Medien
bezeichnenderweise über die Bemühungen einiger Kantone und Städte, die sprachliche
Frühförderung von Kindern nichtdeutscher Muttersprache zu stärken. Viele Kinder
sprächen zu Hause kein oder kaum Deutsch und seien daher komplett überfordert,
wenn sie in die erste Klasse einträten. In einem Interview äusserte sich auch Dagmar
Rösler, Präsidentin des Dachverbandes der Schweizer Lehrerinnen und Lehrer. Sie
forderte ein schweizweites Obligatorium für eine Frühförderung analog dem Basler
Modell. In diesem Modell «Frühe Deutschförderung» werden eineinhalb Jahre vor dem
Kindergarteneintritt die Deutschkenntnisse fremdsprachiger Kinder ermittelt. Wenn
diese nicht genügen, müssen die Kinder an mindestens zwei halben Tagen pro Woche
eine Spielgruppe oder ein Tagesheim besuchen. In der Folge forderte Christoph
Eymann (lpd, BS), Nationalrat und Präsident der SKOS, in einer zu Beginn von
Nationalrätin Herzog bekämpften und schliesslich überwiesenen Motion, dass der
Bundesrat prüfe und Bericht erstatte, wie die frühe Sprachförderung vor Eintritt in den
Kindergarten mithilfe des Bundes im ganzen Land umgesetzt werden könne.
Ins gleiche Horn blies im Übrigen auch ein Bericht des Schweizerischen
Wissenschaftsrates, der dringenden Handlungsbedarf bei der frühkindlichen Förderung
sah. Gemäss den Medien sei ein schweizweites Obligatorium der sprachlichen
Frühförderung jedoch derzeit nicht realistisch, weil die Frühförderung in der
Kompetenz der Kantone liege. 4

Mittelschulen

La motion Aebischer (ps, BE) pour une journée de sports d'hiver obligatoire au niveau
du secondaire a été entrainée par une chute de popularité des sports d’hiver. Selon le
texte de la motion, des subventions pour les cantons qui programment au minimum une
journée de sports d’hiver par année au niveau du secondaire I seraient favorable à la
santé publique et à l’économie. Le Conseil fédéral s’est prononcé pour un rejet de la
motion. Il a avancé deux arguments. Premièrement, il estime qu’une seule journée de
sport ne permet pas d’intégrer les capacités requises à la pratique des sports d’hiver.
Deuxièmement, la charge administrative pour une seule journée de sports de neige est
disproportionnée. Par conséquent, même si le Conseil fédéral soutient l’idée de rendre
les sports d’hiver plus attractifs, il considère qu’une stratégie générale doit être mise
en place pour y parvenir. La participation de tous les acteurs (tourisme, magasins de
sport, transport, hôtellerie, Swiss Snowsports, etc.) est nécessaire. En 2013, malgré les
réticences du Conseil fédéral, le Conseil National a adopté la motion par une courte
majorité de 89 voix contre 87 et 15 abstentions. Par la suite, la Commission de la
science, de l’éducation et de la culture du Conseil des Etats (CSEC-CE) s’est penchée
sur la question. Dans la même dynamique que le Conseil fédéral, la CSEC-CE a proposé
de rejeter la motion. Dubitatif quant à l’utilité et aux possibilités de réalisation d’une
telle journée de sports d’hiver, la commission a estimé que l’instruction publique relève
de la souveraineté cantonale. Au final, comme nous l’avons dit, le Conseil des Etats a
clos le débat en rejetant la motion. 5

MOTION
DATUM: 05.03.2014
GUILLAUME ZUMOFEN

Berufsbildung

Diskussionslos billigte der Nationalrat eine Motion Bruderer (sp, AG), welche den
Bundesrat auffordert, die Einhaltung des gesetzlichen Obligatoriums für
Berufsschulsport in den Kantonen zu überprüfen und bei Nichtumsetzung Sanktionen
zu ergreifen. 6

MOTION
DATUM: 19.12.2006
MAGDALENA BERNATH

Eine Nationalfondsstudie des Heilpädagogischen Instituts der Universität Freiburg
stellte fest, dass kleinere und mittlere Unternehmen bei der Besetzung ihrer
Lehrstellen ausländische Jugendliche benachteiligen. Benachteiligt werden vor allem
Jugendliche aus dem ehemaligen Jugoslawien oder der Türkei. Wichtigste
Ablehnungsgründe, die von den befragten Arbeitgebern angegeben wurden, waren eine
angezweifelte Tauglichkeit sowie unterstellte sprachliche und schulische Defizite. Die
Studie wies aber nach, dass Leistungen bei der tatsächlichen Vergabe von Lehrstellen

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 14.03.2007
LINDA ROHRER
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keine vorrangige Bedeutung haben. Die realen Gründe für die Nichtberücksichtigung
seien eher emotional. Man befürchte, dass ausländische Jugendliche Konflikte in den
Betrieb hineintragen. Benachteiligt werden, gemäss der Studie, nicht nur ausländische,
sondern generell auch männliche Lehrstellensuchende. 7

Eine Motion Bruderer (sp, AG) beauftragte den Bundesrat, die Einhaltung des
gesetzlichen Obligatoriums für Berufsschulsport sowie der Vorgaben des
Rahmenlehrplans Sport in den Kantonen zu überprüfen und bei Nichtumsetzung
Sanktionen vorzusehen. Das gesetzliche Obligatorium für den Schulsport an den
Berufsschulen existiert seit dreissig Jahren. Das Problem besteht darin, dass seine
Umsetzung in einigen Kantonen seit Jahren stagniert. Die Motionärin wollte, dass der
Bundesrat Druck auf die fehlbaren Kantone ausübt, damit die Sportstunden an den
Berufsfachschulen erstens effektiv durchgeführt werden und zweitens qualitativ
verbessert werden. Wie bereits der Nationalrat im Jahr 2006 nahm auch der Ständerat
die Motion an. 8

MOTION
DATUM: 18.09.2007
LINDA ROHRER

Un postulat Pfister (pdc,ZG) visant à réduire le taux d’immigration grâce à la formation
professionnelle et continue a été adopté par le Conseil national par 119 voix contre 49,
bien que le Conseil fédéral ait proposé de rejeter ce postulat déposé en 2011. Le
postulat demande au Conseil fédéral d’étudier comment des circuits de formation
professionnelle ou continue peuvent permettre à des étrangers déjà présents en Suisse
de s’intégrer sur le marché du travail. Pour le dépositaire, faire venir du personnel
étranger pour combler tous les besoins ne constitue pas une solution durable. De son
côté, le Conseil fédéral argumente que, grâce à la libre-circulation des personnes, la
Suisse a pu faire face aux fluctuations conjoncturelles au niveau des besoins en
personnel qualifié. En outre, l’objectif est d’exploiter pleinement les potentiels au sein
même de la population active en Suisse. Les mesures liées au marché du travail et à la
politique de formation ont pour objectif un accroissement de la participation à la vie
active, ainsi qu’un relèvement de la qualification de la main d’œuvre suisse. De plus,
dans le cas des jeunes et des places d’apprentissages, l’objectif est d’arriver à ce qu’au
moins 95% des jeunes de moins de 25 ans obtiennent un diplôme du degré secondaire
II. Pour les adultes, le but est de mieux concilier vie professionnelle et vie de famille,
ainsi que d’encourager les personnes actives à participer à des formations continues.
Finalement, la loi fédérale sur la formation continue, qui est en préparation, devrait
grandement contribuer à remplir ces objectifs, avec notamment la prise en compte des
compétences informelles. 9

POSTULAT
DATUM: 24.09.2013
GUILLAUME ZUMOFEN

Les différents acteurs de la formation, notamment professionnelle se sont réunis lors
du Sommet national de la formation professionnelle. Johann Schneider-Ammann (plr),
ministre de l’économie, de la formation et de la recherche, accompagné de
représentants de la Confédération, des cantons, des enseignants et de différents
partenaires sociaux ont débattu sur la question de la formation professionnelle. Alors
que l’ombre de l’acceptation de l’initiative dite contre l’immigration de masse a pesé,
comme une épée de Damoclès, sur la tête de ces acteurs, un renforcement de la
formation professionnelle s’est profilé comme une première réponse aux risques de
pénurie de main-d’œuvre qualifiée. Alors que plusieurs mesures ont été avancées, un
objectif global de 95 pour cent de diplômés du secondaire II (apprentissage, maturité
professionnelle ou gymnasiale, école de culture générale) a été annoncé. 10

ANDERES
DATUM: 15.01.2015
GUILLAUME ZUMOFEN

La conseillère aux Etats Anita Fetz (ps, BS) a déposé une motion pour l’ouverture d’un
Fond en faveur d’une offensive de qualification pour formation professionnelle
initiale. La dépositaire a souligné les besoins en main d’œuvre qualifiée et indigène, qui
découle notamment de raisons démographiques, mais aussi des votations populaires
qui visent à limiter l’immigration.  Il est donc important de débloquer des fonds, afin de
stimuler la formation professionnelle initiale, l’objectif étant de faciliter l’intégration et
la réintégration professionnelle grâce à des campagnes de sensibilisation, d’information
ainsi qu’une collaboration renforcée avec les cantons et les organisations du monde du
travail. Même si le Conseil fédéral reconnaît le besoin en main d’œuvre indigène, il ne
souhaite pas centraliser les responsabilités en matière de formation professionnelle.
Principalement pour cette raison, il a proposé de rejeter la motion. Au final, alors que la
motion avait été transmise à la Commission de la science, de l’éducation et de la

MOTION
DATUM: 30.06.2015
GUILLAUME ZUMOFEN
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culture du Conseil des Etats (CSEC-CE), elle a finalement été retirée. 11

Alors que la question de la pénurie de personnel qualifié en Suisse occupait déjà les
débats avant 2014, la votation du 9 février 2014 sur la question de l’immigration l’a
définitivement placée sur le devant de la scène. Ainsi,  la Commission de la science, de
l’éducation et de la culture du Conseil des Etats (CSEC-CE) a déposé un postulat qui a
pour objectif d’Encourager l’acquisition d’une qualification professionnelle pour les
adultes. Concrètement, selon la CSEC-CE, le Conseil fédéral devrait agir sur quatre
points spécifiques. Tout d’abord, il est nécessaire d’adapter et de diversifier la
formation qui vise les adultes comme public cible. Ensuite, la gratuité des différentes
procédures, ainsi que des conseils et informations, apparaissent comme primordiaux.
Puis, il est nécessaire, selon le postulat, d’améliorer la coordination
interinstitutionnelle au niveau fédéral et cantonal. Finalement, le Conseil fédéral serait
en charge d’évaluer l’impact potentiel d’une campagne de sensibilisation. Le Conseil
fédéral a offert un accueil favorable à la demande. En effet, il estime que la formation
des adultes est un outil indispensable dans la quête d’accroissement de main-d’œuvre
indigène qualifiée. En 2013, la Confédération avait d’ailleurs lancé un projet «Diplôme
professionnel et changement de profession pour les adultes», afin d’augmenter le taux
de diplômes des adultes (AFP/CFC). Le Conseil des Etats a accepté le postulat. 12

POSTULAT
DATUM: 09.09.2015
GUILLAUME ZUMOFEN

Das Postulat «Förderung des Berufsabschlusses von Erwachsenen» beauftragte den
Bundesrat, bestehende Potenziale zur Deckung des Fachkräftebedarfs zu nutzen,
insbesondere auch durch die Unterstützung des Berufsabschlusses derjenigen
Erwachsenen, die noch über keinen Sek II-Abschluss (d.h. Maturität oder
Berufsbildungsabschluss) verfügten. 
Für die Umsetzung führte das SBFI mit den Verbundpartnern aus Verwaltung und
Wirtschaft von 2013–2017 das Projekt «Berufsabschluss und Berufswechsel für
Erwachsene» durch. Im Rahmen dieses Projekts wurden unter anderem Empfehlungen
zur Finanzierung der Bildungskosten durch die Kantone formuliert, Instrumente zur
Entwicklung von Berufsbildungsangeboten für Erwachsene sowie für die Anrechnung
von Bildungsleistungen erstellt und eine nationale Sensibilisierungskampagne initiiert. 
Der Bundesrat erachtete das Anliegen des Postulats damit als erfüllt und beantragte
dessen Abschreibung. Der Ständerat stimmte der Abschreibung im Sommer 2019 zu. 13

POSTULAT
DATUM: 06.06.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER
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